
2100-0074 An die 

Präsidentin des Burgenländischen Landtages 

Frau Mag.a Astrid Eisenkopf 

Landhaus 

7000 Eisenstadt 

 

 

Eisenstadt, am 24. April 2025 

 

 

Selbständiger Antrag 

der Landtagsabgeordneten Mag. Christian Sagartz, BA, Markus Ulram, 

Kolleginnen und Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend 

Ausweitung des Dienstrad-Modells auf Gemeindebedienstete. 

 

 

Der Landtag wolle beschließen: 

  



Entschließung 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend Ausweitung des 

Dienstrad-Modells auf Gemeindebedienstete. 

 

Diensträder sind eine attraktive Alternative zum Pkw, weil mit ihnen kurze 

Wegstrecken schnell, umweltfreundlich und flexibel zurückgelegt werden können. Mit 

der Dienstrechtsnovelle wurde für Bundesbeamte die Möglichkeit sogenannter 

Jobräder bereits eingeführt. Die dafür erforderlichen rechtlichen Rahmenbedingungen 

wurden für Bundesbeamte im §20e Gehaltsgesetz festgelegt. 

Das Land Burgenland hat auf Initiative der Volkspartei im Oktober 2024 auch für 

Landesbedienstete die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verwendung eines 

Dienstrades (Zahl 22-1912) eingeführt. Damit unterstützt das Land als Arbeitgeber 

künftig seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei gesunder und umweltfreundlicher 

Mobilität. Zusätzlich wird dadurch ein wesentlicher Beitrag zum Klimaschutz geleistet 

Trotz der zahlreichen Vorteile des Dienstrades, wie dem Beitrag zum Klimaschutz und 

zur betrieblichen Gesundheitsförderung, ist das Modell bedauerlicherweise nicht auf 

Gemeindebedienstete anwendbar. Dieser Umstand soll behoben werden und dem 

Landtag eine entsprechende Novelle des Gemeindebedienstetengesetzes vorgelegt 

werden, in der für die burgenländischen Gemeinden die Möglichkeit eines Dienstrades 

analog den Bestimmungen für Landesbedienstete festgeschrieben wird. 

 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, entsprechend der Antragsbegründung, das 

Dienstrad-Modell auf Gemeindebedienstete auszuweiten und dem Landtag einen 

entsprechenden Entwurf zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 

Es wird ersucht diesen Antrag dem Rechtsausschuss zuzuweisen. 


